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Essays
Zusammenfassung:  Der Beitrag  diskutiert  das Verhältnis  von  politikwissenschaftlicher  Exper-
tise  und  politischer  Praxis  vor  allem  am  Beispiel  der  Entwicklung  von  Beratungsinstitutionen 
in  der  Bundesrepublik  Deutschland  und  den  Usa  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  zeit-
geschichtlichen Umstände. Es wird gezeigt, dass die Nachfrage und Wertschätzung wissenschaft-
licher Beratung der Politik zyklischen schwankungen unterliegt, wobei Gründe für das bisweilen 




































repräsentativ  für  die Rezeption  in  der  allgemeinen Bevölkerung. Die Chancen  stehen 
nämlich gut, dass das Jahr 2009 in der allgemeinen Wahrnehmung eher als das Jahr der 
großen ökonomischen Krise in die Erinnerung eingehen wird.























Vorsitzende der  amerikanischen Zentralbank, Ben Bernanke, dass  sich die Verluste  auf 
KERNaUssaGEN






Platz  machte.  sowohl  Politik  als  auch  Wissenschaft  haben  bei  der  Politikberatung  eigene 
Interessen, die eine konstruktive Kooperation erschweren.



















nach  außen. Viele  sahen  den  staat  dadurch  der  Erosion  und  dem Niedergang  anheim 
gegeben, und manche schrieben sogar  schon sein Ende herbei. Doch  in der Krise, die 
durch die vor kurzem noch gefeierte globalisierte Wirtschaft mit ihren hochkomplexen 































politics  in Britain and sweden“  im Jahr 1974 deshalb Unsicherheit  (neben Macht) als 
konstitutive Quelle von Politik herausgestellt:





In  welchem  Maße  und  mit  welcher  Gründlichkeit  man  sich  verfügbares  Wissen  zu 
erschließen  versucht,  bevor  politische  Entscheidungen  getroffen werden,  hängt  natür-
lich von der konkreten situation ab. Einem aufsatz des mittlerweile  in Passau  lehren-
den Historikers Hans-Christof Kraus können wir beispielsweise entnehmen, dass vor der 

























der FAZ zu führen – das Buch von akerlof und shiller (2009) bietet da tiefere Reflexionen.
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in Zukunft vielleicht vermieden werden können. Ich möchte heute einen Beitrag zu einer 
solchen Debatte leisten, indem ich einen reflektierenden Streifzug durch die Entwicklung 
der Politikberatung und der Rückwirkung auf unser Fach unternehme. Dabei möchte ich 
in drei schritten vorgehen:







keiten im Verhältnis zwischen Öffentlichkeit, Wissenschaft und Politik reflektieren, 
bevor ich mit einigen theoretischen Überlegungen meinen Vortrag beenden werde.
2  Theoretische Reflexionen und frühe Formen von Politikberatung










Deutsche“. Insinuiert wird, dass Parteienstreit überflüssig ist und man sich doch einfach 
auf die bestmögliche Lösung einigen solle. Dass gerade die politische Kultur in Deutsch-
land eine ist, die Partizipation bisweilen als Last (und Konflikt als illegitim) betrachtet, 
hat  vor  vielen  Jahrzehnten Ralf Dahrendorf  in  seinem  berühmten Buch  „Gesellschaft 
und Demokratie in Deutschland“ herausgearbeitet. Dahrendorf argumentierte Mitte der 
1960er Jahre, dass sich darin in Deutschland eine Fremdheit mit der Essenz der libera-


































schriften  richteten  sich an die weltlichen Fürsten, gaben  ihnen anweisungen zu guter 













im Vordergrund der Analyse. Vielen gilt Machiavelli deshalb als Erfinder des politischen 
Realismus,  aber  auch  als  ein apologet  der Machttechnik,  dessen  schriften  lange Zeit 




lel  zur  Entstehung  der modernen  staaten  entstanden  die Kameralwissenschaft  als  die 
Lehre von den fürstlichen Finanzen, die Ökonomik sowohl als Haus- wie auch als staats-

























Politikwissenschaft waren  sehr  stark  institutionenorientiert. Liest man Bücher wie  die 
von James Bryce („Modern Democracies“, 1921), Herman Finer („Theory and Practice 
of Modern Government“, 1932) oder Carl Joachim Friedrich („Constitutional Govern-














































von Beratungsinstitutionen –  etwa der National Science Foundation  oder des Council 
of Economic Advisers. auch erste Institutionen, die vertragsgebundene Politikforschung 
vornehmen konnten,  entstanden –  etwa  (vor  allem  im Verteidigungssektor)  die RAND 
Corporation und (etwas allgemeiner positioniert) die Brookings Institution.
Gegen Ende  der  1940er  Jahre  bekam der  neue ansatz  dann  auch  eine  theoretische 




















einführte,  zählte  das Konzept  des  „policy  cycle“  –  des  Politikzyklus. Dieses Konzept 
erlaubte es, inhaltliche Politik nun nach verschiedenen Phasen analytisch zu unterschei-









werden. abhängig  davon,  ob  die Evaluierung  positiv  oder  negativ  ausfällt,  kommt  es 
danach entweder zur Terminierung (also zur Beendigung) der Politik, oder es wird eine 
Novellierung der Politik angestrebt, in der die ursprünglichen Defizite durch eine Reform 
der Politik behoben werden sollen.
Die Perspektive, Politik  als Mittel  zur Lösung vorgefundener Probleme  anzusehen, 




























Zu  den  neuen  Mitteln,  die  man  zunächst  im  Verteidigungsministerium  und  dann 
generell  im Politikprozess  einsetzte,  gehörte  das  so  genannte  „Planning Programming 
Budgeting system“ oder PPBs, das erstmals eine Kosten-Nutzen-analyse auf politische 
Programmentscheidungen und Budgetanschaffungen anwandte. Dies erwies sich als sehr 



























































und spezifisch für den Bereich der Wirtschaftspolitik, in dem ab Mitte der 1960er Jahre 


















Doch  sechs  Jahre  später,  1977,  herrschte  bei  der  Vorlage  des  600  seiten  starken 
abschlussberichtes  der  Kommission  in  der  Tat  die  schon  genannte  große  Ernüchte-
rung.4 Nicht nur hatten die mittlerweile eingetretenen weltwirtschaftlichen Verwerfungen 
im Gefolge der Ölkrisen die politischen Prioritäten verschoben. Es war daneben auch 




0   zum  einen,  dass  strittige  Entscheidungen  hinsichtlich  des  gesellschaftlichen  und 
sozialen Wandels auch von Experten nicht eindeutig getroffen werden konnten;
0   und zum zweiten wurde klar, dass Planung und Durchsetzbarkeit innerer Reformen 
zutiefst  politische Prozesse waren,  denen  die Gefahr  innewohnte,  im Dickicht  der 
Bürokratie stecken zu bleiben.




















wenige ansprüche  in Bezug  auf Reformen. Wie  bereits  erläutert,  ist  der Bedarf  einer 






Ein  gutes Beispiel  dafür  ist  die Regierungszeit  von Margaret Thatcher  in Großbri-
tannien ab 1979. Margaret Thatcher, die sich in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre vor 
4  Vgl. Bundesminister für arbeit und sozialordnung 1977.
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allem unter dem Einfluss ihres Vertrauten Sir Keith Joseph von einer mainstream-Konser-
vativen zu einer marktliberalen Idealen folgenden Ideologin gewandelt hatte, misstraute 






tierte. In diesem Centre for Policy Studies sind viele der Pläne gereift, die nach Thatchers 













wissenschaftlicher  Expertise  in  der  Politikberatung  schwankungen: Hatte man  in  den 
sechziger  Jahren den Experten noch großes Vertrauen  entgegengebracht,  so  dominier-
ten in den siebziger und achtziger Jahren Gefühle von Ernüchterung und Enttäuschung. 
Die Erfahrungen mit verschiedenen Expertengremien hatten deutlich gemacht, dass es 
auch in ihnen zu einer Politisierung kommen konnte, und insbesondere der Konflikt um 
die Nutzung der atomenergie zeigte, dass es auch für gegensätzliche Positionen Exper-
ten geben konnte, die diese jeweils befürworteten. Der gerade in Deutschland populäre 
Traum, schwierige und konfliktuöse Entscheidungen einfach an Experten und Sachver-
ständige delegieren zu können, löste sich in Luft auf.
aber auch seitens der Wissenschaft gab es skepsis gegenüber den Beratungen der Pra-
xis – beziehungsweise, wie man es eher auszudrücken pflegte, der „Macht“. Den Wider-




 Instruktiv ist etwa die Reflexion Carl Friedrich von Weizsäckers über die Rolle des weiter oben 
diskutierten Max-Planck-Instituts:  „Unser  Institut  hat analysen  gegeben,  engagierte,  hetero-









angesehen wurde). Dass Konservative wie  der  soziologe Helmut  schelsky  bereits  zu 
Beginn der 1960er Jahre von einem „Ende der Ideologien“ zu Gunsten einer „Herrschaft 
der Experten“ gesprochen hatten (vgl. schelsky 1961, s. 20 ff.), machte es für die sich 
weitgehend  als  links  verstehenden sozialwissenschaften  nicht  einfacher,  sich  pragma-
tisch auf eine Beratungstätigkeit einzulassen, wie das in vielen anderen Fächern durchaus 
möglich war.
Das  verbreitete  selbstverständnis  der  Politikwissenschaft  als  „Oppositionswissen-
schaft“  führte dazu, dass die  tatsächlich existierenden Gremien  in der Bundesrepublik 
von Juristen und Ökonomen dominiert wurden und man sich gewissermaßen selbst ins 
abseits stellte. Dass die Rigidität des deutschen Beamtenrechts einen personellen aus-
tausch  auf  Zeit  zwischen  Hochschule  und  Verwaltung  fast  unmöglich  machte,  kam 
erschwerend hinzu. Wir können also festhalten, dass die deutschen Politikwissenschaftler 
–  von wenigen ausnahmen,  vor  allem  im Bereich außenpolitik,  abgesehen, wie  etwa 
Karl Kaiser  oder  Peter Christian Ludz  –  nicht  gerade  danach  drängten,  die  politische 
Praxis zu beraten.
aber auch auf seiten der Politik gibt es Faktoren, die schwierigkeiten mit der Poli-








der  politischen akteure  erheblich  reduzieren.  Gerade  in  der  expertengläubigen  deut-












im politischen System an Beratung durch auswärtigen Sachverstand durchaus signifikant 
variieren  kann  und  dass wir  hierin  sowohl  einen Hauptgrund  für  die  unterschiedliche 

















ein  Unternehmen,  das  letztlich  eigentlich  mehr  der Wissenschaft  als  den auftragge-
bern diente. Ein Nachteil von Politikberatung  in diesem Bereich  ist vielleicht, dass es 
zu Ungleichgewichten  zwischen  Exekutive  und  Legislative  kommt  – wie  eben  schon 
angesprochen. Daneben und hauptsächlich stellt sich aber die Frage, wie Kapazität zur 
Beratung organisiert werden soll.











unter der Blair-Regierung populäre Trend zum evidence-based policy making  ist  ja  im 
Prinzip durchaus zu begrüßen (young et al. 2002). aber man sollte sich eben auch der 
Gefahr bewusst  sein, dass die auftraggeber eventuell  Interesse an einem policy-based 
evidence making haben – und dazu sollte sich, so denke ich, Wissenschaft nicht hergeben. 
aber vielleicht überschätze  ich hier auch die moralische selbststeuerungsfähigkeit der 
Wissenschaft  in der heutigen Zeit,  zumal  im angesicht von an persönliche Bezahlung 
gebundenen sogenannten „Zielvereinbarungen“ mit Universitätsleitungen…
Zusammenfassend  kann  man  festhalten,  dass  wissenschaftliche  Beratung  wichtige 











0   oder autonome spielwiesen nach art des starnberger MPI zu schaffen, die  sich  in 
teutonischer  Tradition  lieber  um  die  großen  Weltzusammenhänge  kümmern  als 
um die konkreten Entscheidungen der alltäglichen Politik und die Zuarbeit  für die 
Ministerialbürokratie.





So bleibt denn zum Abschluss nur der (etwas hilflos klingende, aber pragmatisch 
gemeinte) appell an die Wissenschaftler, sich den „öffentlichen Dingen“, den „res publi-
cae“, nicht nur nicht zu verweigern, sondern aus eigener Verantwortung zu ihnen beizu-
tragen, ohne dabei ihre spezifische Distanz und Perspektive zu verlieren. Auch so kann 
Beratungskapazität geschaffen werden.
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